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 Allgemeine Bestimmungen 

 

 Artikel 1 

 
Zweck Das vorliegende Planungs- und Baureglement legt 

die Bestimmungen für den  Zonennutzungsplan und 
die Baupolizei fest. Um eine harmonische und ratio-
nelle Entwicklung der Gemeinde sicherzustellen, 
formuliert dieses Reglement für jede Zonenart Pla-
nungsziele, welche die materiellrechtlichen und ge-
stalterischen Grundsätze bilden, die als Richtlinien 
für die Verwirklichung der Planung sowie für die Prü-
fung der Baugesuche gelten. 

 
 Artikel 2 

 
Gesetzliche Grundlagen Die gesetzlichen Grundlagen dieses Reglements 

bilden das kantonale Raumplanungs- und Baugesetz 
(RPBG), das Ausführungsreglement zum Raumpla-
nungs- und Baugesetz (ARzRPBG), das Strassen-
gesetz (SG), das Gesetz und Ausführungsreglement 
über den Schutz der Kulturgüter, alle übrigen ein-
schlägigen kantonalen und eidgenössischen Vor-
schriften, die kantonalen und regionalen Richtpläne 
sowie die Beschlüsse, welche mit der Ortsplanung 
der Gemeinde in Verbindung stehen. 

 
 Artikel 3 

 
Ortsplanerische Unterlagen Die ortsplanerischen Unterlagen setzen sich zu-

sammen aus: 
a) dem Besiedlungs- und Verkehrsrichtplan Mst. 

1:2000 
b) dem Landschaftsschutz- und Landschafts-

richtplan Mst. 1:10000 
c) dem Zonennutzungsplan Mst. 1:2000 

dem Strukturplan Mst. 1:500  
d) den Detailbebauungsplänen (Quartier- und Par-

zellierungspläne) und den Detailerschliessungs-
plänen1 Mst. 1:500/1 : 200 

e) dem Planungs- und Baureglement (PBR) 
f) dem Erläuterungsbericht zur Ortsplanung 

 
 

                                                           
1 Änderung gemäss Beschluss vom 23. März 2005 
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 Artikel 4 

 

Rechtsnatur 1 Das vorliegende Reglement, der Zonennutzungs-
plan, die Strukturpläne und der Landschaftsschutz-
plan sind allgemein verbindlich. 

 
 2 Mit der Genehmigung durch den Staatsrat werden 

die Gemeinderichtpläne für die Gemeinde- und Kan-
tonsbehörden verbindlich (Art. 76 RPBG). 

 
 Artikel 5 

 

Geltungsbereich Die Vorschriften dieses Reglementes haben für das 
gesamte Gemeindegebiet Gültigkeit. Sie sind für alle 
Bauten und Arbeiten im Sinne von Art. 146 RPBG, 
Art. 72 bis 74 ARzRPBG und für alle Nutzungsände-
rungen anwendbar. 

 
 Artikel 6 

 

Abweichungen Der Gemeinderat kann nur mit dem Einverständnis 
der Baudirektion Abweichungen von den Plänen und 
den Gemeindevorschriften bewilligen, wenn weder 
ein höheres öffentliches Interesse noch überwiegen-
de Interessen Dritter entgegenstehen. Die Bestim-
mungen des RPBG (Art. 55), des ARzRPBG (Art. 
90ff) und des SG (Art. 119) sind massgebend. 

 
 Artikel 7 

 

Verhältnis zum Privatrecht 1 Im Verhältnis unter Nachbarn sind Eigentumsbe-
schränkungen, insbesondere die Bau- und Pflanzab-
stände des Schweizerischen Zivilgesetzbuches 
(ZGB) und des Freiburgischen Einführungsgesetzes 
zum Zivilgesetzbuch (EGzZGB) zu beachten. 

 
 2 Die Vorschriften des Baureglements sind zwingend 

und können durch private Vereinbarungen nur geän-
dert oder aufgehoben werden, sofern eine solche 
Möglichkeit ausdrücklich vorgesehen ist. 
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 Zonenvorschriften 

 
 Generelle Zonenvorschriften 

 
 Artikel 8 

 

Obligatorische  
Detailbebauungspläne 
(Quartierpläne) 1 Im Zonennutzungsplan sind die Perimeter, für wel-

che bereits Detailbebauungspläne bestehen, beson-
ders bezeichnet. 

 
 2 Die Perimeter der obligatorischen Detailbebau-

ungspläne (DBP) werden gemäss Art. 67, Abs. 2 
RPBG festgelegt. In diesen Gebieten wird kein Bau-
gesuch bewilligt, das nicht einem genehmigten De-
tailbauungsplan entspricht; ausgenommen sind Um-
bauten und kleinere Anbauten, welche die nachfol-
gende Ausarbeitung des Detailbebauungsplans in 
keiner Weise präjudizieren. 

 
 3 Der Gemeinderat kann zusätzlich zu den im Zo-

nenplan bestimmten Detailbebauungsplanperimetern 
weitere Gebiete der obligatorischen Detailplanungs-
pflicht unterstellen, wenn dies die Qualität des zu 
überbauenden oder zu sanierenden Bereichs erfor-
dert (Art. 67 Abs. 2 RPBG bleibt vorbehalten). 

 
 4 Die Kosten der Erstellung der Quartierpläne gehen 

zu Lasten der Grundeigentümer. Kommt unter den 
betroffenen Eigentümern keine Einigung zustande, 
gilt Art. 68, Abs. 4 RPBG. 

 
 Artikel 8.1 

 
Obligatorische  
Detailerschliessungspläne 1 Die Perimeter der obligatorischen Detailerschlies- 
 sungspläne werden gemäss Art. 67, Abs. 2 RPBG 

und Art. 8 ARzRPBG festgelegt. In diesen Gebieten 
werden Baugesuche erst bewilligt, wenn die Er-
schliessung mit den Detailerschliessungsplänen ge-
sichert ist. 
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 2 Der Gemeinderat kann zusätzlich zu den im Zo-
nennutzungsplan bestimmten obligatorischen Detai-
lerschliessungsplänen weitere Gebiete der Detailer-
schliessungsplanpflicht unterstellen, wenn dies der 
zu erschliessende Bereich erfordert (Art. 67 Abs. 2 
RPBG bleibt vorbehalten). 

  
 3 Die Kosten der Erstellung der Detailerschlies-

sungspläne gehen zu Lasten der Grundeigentümer. 
Kommt unter den betroffenen Eigentümern keine Ei-
nigung zustande, gilt Art. 68, Abs. 4 RPBG.2  

 
 Artikel 9  

 

Geschützte Bauten 1 Der Zonennutzungsplan bezeichnet die im Sinne 
des Kulturgüterschutzes geschützten Bauten. Die 
Liste der Schutzobjekte ist im Anhang des Regle-
ments aufgeführt und gibt de Wert jedes Objekts an 
nach der Einstufung A. Bund C gemäss Art. 48 des 
Ausführungsreglements vom 17. August 1993 zum 
Gesetz über den Schutz der Kulturgüter (ARKGSG). 

 
 2 Die geschützten Bauten müssen nach ihrem Ei-

genwert in ihrer Substanz und in ihren charakteristi-
schen Elementen erhalten werden. 

 
 Schutzumfang Wert C: 

 Erhaltung der Baustruktur und der architektonischen 
Hauptelemente unter dem Aspekt des Ortsbildschut-
zes. 

 
 Schutzumfang Wert B: 

 Zusätzlich zu den Vorschriften für den Wert C: Erhal-
tung der Gebäudehülle sowie der inneren Struktur 
und Ausstattung. 

 
 Schutzumfang Wert A: 

 Zusätzlich zu den für die Werte C und B definierten 
Vorschriften: Integrale Erhaltung der Innenräume, 
der Innen- und Aussendekoration sowie der wesent-
lichen Elemente der Umgebungsgestaltung. 

 Art. 64 Abs. 2 und 3 des Bau- und Raumplanungs-
gesetzes ist vorbehalten. 

 

                                                           
2 Änderung gemäss Beschluss vom 23. März 2005 
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 3 Für jedes von einer Instandstellung, einen Umbau, 
einer Standortveränderung oder einem Abbruch be-
troffene geschützte Gebäude sowie bei Eingriffen in-
dessen Nahumgebung ist das Gutachten der Kultur-
güterkommission erforderlich.  

 Vor dem Baubewilligungsverfahren muss ein Vorprü-
fungsgesuch eingereicht werden. 

  
 4 Gemäss den Bestimmungen des Gesetzes über 

den Schutz der Kulturgüter kann der Staat unter ge-
gebenen Umständen bei einem geschützten Objekt 
für Erhaltungs- und Restaurierungsarbeiten eine fi-
nanzielle Unterstützung gewähren. 

 
 5 Im Zonennutzungsplan sind die übrigen Schutzob-

jekte wie Wegkreuze und Bildstöcke bezeichnet. 
Diese Objekte müssen erhalten und gepflegt werden. 

 
 6 Solaranlagen werden vorzugsweise auf den Dä-

chern von Anbauten oder Nebenbauten angebracht. 
 
 Die Kollektoren werden zu einer einzigen Fläche zu-

sammengefasst. 
 
 Die Kollektoren werden vorzugsweise am unteren 

Rand über die ganze Länge des Daches angebracht 
oder als Band, das zur Gesamtfläche des Daches in 
einem harmonischen Verhältnis steht. 

 
 Die seitlichen Ränder der Kollektoren verlaufen pa-

rallel zu den Kanten der entsprechenden Dachfläche. 
Wenigstens zwei Ränder der Kollektorenfläche fallen 
auf Ränder der entsprechenden Dachfläche. 

 
 Die Kollektoren sin in die Dachhaut eingefügt; ihre 

Oberfläche stimmt mit der Oberfläche der Eideckung 
überein. Die Ränder sind sauber abgeschlossen. Wo 
nötig werden Unregelmässigkeiten der Dachform mit 
Anschluss- und Füllstücken von gleicher Farbe und 
Oberflächenbeschaffenheit wie die Kollektoren aus-
geglichen. 

 
 Die Rahmen der Kollektoren sind von ähnlicher Far-

be wie die Oberfläche der Kollektoren. 
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 Das Anbringen von Solaranlagen kann auf geschütz-
ten Gebäuden verboten werden, die im Sinne des 
Denkmalschutzes besonders wichtig sind, die einen 
besondern Platz im Ortsbild einnehmen – wie zum 
Beispiel die Kirche – oder deren Dachform beson-
ders komplex ausgebildet sind. 

 
 Ausnahmen von den obigen Bestimmungen können 

nur aus technischen Gründen im Zusammenhang mit 
dem einwandfreien Funktionieren der Anlage oder 
aus Gründen des Ortsbildschutzes zugestanden 
werden.3    

 
 Artikel 10 

 

Schutzperimeter  
Dorfkern Plasselb 1 Der Schutzperimeter umfasst die historisch bedeut-

samen Bereiche des Dorfes Plasselb. 
 
 2 Die Elemente der traditionellen Bauweise wie Ge-

schosshöhen und Geschosszahlen, die Fassaden-
strukturen, die Proportionen und die Dachgestaltung 
sind zu erhalten und auch bei Neubauten mit heuti-
gen Konstruktionsweisen zu wahren. Baumaterialien 
und farbliche Gestaltung sollen mit der bestehenden 
Bausubstanz harmonieren und sind mit dem Ge-
meinderat abzusprechen. 

 
 3 Die Projekte für den Umbau oder den Abbruch be-

stehender Gebäude sowie die Erstellung neuer Bau-
ten sind vor der Baueingabe der Kutlurgüterkommis-
sion zur Begutachtung zu unterbieten. 

 
 Artikel 11 

 

Schutzperimeter  
Weiler Neuhaus 1 Der Perimeter umfasst den schützenswerten Be- 
 reichs des Weilers Neuhaus. 
 
 2  Die innerhalb des Schutzperimeters liegende Ge-

bäudegruppe ist unter Wahrung der charakteristi-
schen räumlichen Verhältnisse und der Bauweise in 
ihrer Gesamterscheinung und Detailgestaltung zu 
erhalten und zu pflegen.  

                                                           
3 Änderung gemäss Beschluss vom 14. Dezember 2010 
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 Alle baulichen Massnahmen haben unter Wahrung 
dieser Zielsetzung zu erfolgen. 

 
 3  Neubauten sowie grössere Um- und Anbauten 

gemäss Art. 58 RPBG haben bezüglich Standort, Vo-
lumen und Gestaltung sowie in den wesentlichen 
Bauelementen wie Firstrichtung, Materialwahl und 
strukturellem Ausdruck mit dem bestehenden En-
semble zu harmonieren. 

   

  4 Die Projekte für den Umbau oder den Abbruch 
bestehender Gebäude sowie die Erstellung neuer 
Bauten sind vor der Baueingabe der Kulturgüter-
kommission zur Begutachtung zu unterbreiten. 

 
 Artikel 12 

 

Naturschutzzonen (NSZ) - 1 Mösli (IBS Zone 15) 
- 2 Aergera (IBS Zone 21) 
- 3 Muschenegg (IBS Zone 16) 

 
a) Charakter Die im Landschaftsschutz- und zum Teil im Zonen-

nutzungsplan bezeichneten grundeigentümerver-
bindlichen Naturschutzzonen bezwecken die Scho-
nung, Bewahrung und Pflege naturkundlich interes-
santer sowie ökologisch und sozio-kulturell schüt-
zenswerter Landschaftsteile. Die Naturschutzzonen 
sollen bedrohte Pflanzen und Tiere sowie deren Le-
bensraum schützen. 

 
b) besondere Bestimmungen 1 Der Anhang III zum Planungs- und Baureglement 

enthält die grundsätzlichen Bestimmungen und Mas-
snahmen, die Unterteilung nach nationaler, kantona-
ler, regionaler und lokaler Bedeutung sowie die Zu-
ständigkeiten beim Erlass von Spezifischen Mass-
nahmen, Nutzungs- und Schutzbestimmungen. 

 
 2 Die Abstimmung der verschiedenen Nutzungsan-

sprüche, insbesondere Erholung, Militär, Land- und 
Alpwirtschaft, Kiesabbau, Wasserbau, Tourismus 
und Bauten erfolgt in speziellen Nutzungs- und 
Schutzreglementen zu jeder Naturschutzzone. Die 
Ausarbeitung und der Erlass ist je nach Zuständig-
keit Sache der kantonalen Behörden oder des Ge-
meinderats (gemäss Anhang III) 
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 3 Die Nutzungs- und Schutzbestimmungen regeln 
insbesondere: 
- Zuständigkeit 
- Nutzungsbeschränkungen 
- Aufsicht und Pflege 
- Entschädigung von Mindererträgen und/oder 

Mehraufwendungen. 
 
 4 Bis zum Inkrafttreten der spezifischen Nutzungs- 

und Schutzbestimmungen sind sämtliche dem Zo-
nencharakter widersprechende Eingriffe zu unterlas-
sen. 

 
 Artikel 13 

 

Schutzgebiete  
Schutzobjekte 1 Die im Zonennutzungs- und Landschaftsschutzplan 

bezeichneten Schutzgebiete und Schutzobjekte un-
terstehen besonderen Schutzmassnahmen gemäss 
Art. 62 RPBG. Die Schutzbestimmungen überlagern 
die Nutzungszonen. Sie können die zulässige Nut-
zungsbeschränkungen. 

 
 2 Das Planungs- und Baureglement und speziell zu 

erlassende Reglemente und Vereinbarungen legen 
den Schutzzweck und die Bau- und Nutzungsbe-
schränkungen fest. 

 
 Artikel 14 

 

Schutz von Bäumen und 
Hecken, Bachläufe 1 Die im Zonennutzungsplan und im Landschafts-

schutzplan eingetragenen Einzelbäume, Baumgrup-
pen, Baumreihen, Büsche und Hecken dürfen nicht 
gefällt oder gerodet werden (Beschluss vom 12. 
März 1973 betreffend den Schutz der freiburgischen 
Tier- und Pflanzenwelt sowie eidgenössisches Jagd-
gesetz vom 20. Juni 1986). Der periodische und ar-
tengerechte Schnitt der Hecke ist weiterhin erlaubt.  

 
Wo geschützte Elemente aus krankheits-, alters- o-
der anderen Gründen entfernt werden, müssen sie 
an gleicher Stelle oder in der näheren Umgebung 
durch eine Neupflanzung ersetzt werden. Für Aus-
nahmen ist der Gemeinderat zuständig. 
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 2 Im gesamten Gemeindegebiet sind die Bachläufe 
mit ihren natürlichen Ufern und teilweisen Uferbe-
pflanzungen zu erhalten und wieder herzustellen. 
Notwendige Hochwasserschutzmassnahmen sind, 
soweit es die Sicherheit erlaubt, naturnah zu gestal-
ten. 

 
 3 Die schützenswerten Objekte sind im Anhang IV 

dieses Reglements aufgeführt. 
 
 Artikel 15  

 

Naturschutzgebiete RA/RB 
(Richtplangebiete A/B) 
 
a) allgem. Schutzzweck 1 Die im Landschaftsrichtplan bezeichneten, behör-

denverbindlichen Naturschutzgebiete umfassen öko-
logisch wichtige Landschaftsteile, in denen bedrohte 
Pflanzen und Tiere, deren Lebensräume sowie land-
schaftlich und sozio-kulturell wertvolle Gebiete ge-
schützt werden sollen. 

 
 2 Die Interessen des Naturschutzes dürfen durch 

Nutzungsansprüche, die dem allgemeinen Schutz-
zweck widersprechen, nicht beeinträchtigt oder ver-
unmöglicht werden. 

 
b) Kategorien von  
    Naturschutzgebieten 1 Es werden folgende Kategorien von Richtplanein-

tragungen unterschieden: 
 
 1.Naturschutzgebiete RA 

- 4 Schmutzes Schwyberg (IBS Zone RA 17) 
- 5 Gross Schwand (IBS Zone RA 18) 
- 6 Untere Wusta (IBS Zone RA 19) 

 
 Diese Gebiete sind behördenverbindliche Festset-

zungen.  
  
 Die Ausarbeitung von speziellen Nutzungs- und 

Schutzbestimmungen pro Gebiet ist durch die zu-
ständige Behörde (Anhang III) vorzunehmen. Die 
Unterteilung nach kantonaler, regionaler oder lokaler 
Bedeutung ist im Anhang III zum Planungs- und 
Baureglement aufgeführt. 
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 Die Aufnahme von Naturschutzgebieten RA in den 
grundeigentümerverbindlichen Zonennutzungsplan 
erfolgt nach Art. 78 bis 82 RPBG, sobald Verhand-
lungen zwischen den zuständigen Behörden und be-
troffenen Grundeigentümern bezüglich Nutzungs- 
und schutzinteressen zu konkreten Zwischenergeb-
nissen oder zu einer Einigung geführt haben. 

 
 2. Naturschutzgebiete RB 

 - 7 Plasselbschlund (Aergera und Höllbach)  
  (IBS Zone Rb 10) 

- 8 Chlöwena (IBS Zone RB 11) 
- 9 Muschenegg (IBS Zone RB 17) 
- 10 Philiponerwald (IBS Zone RB 22) 
 

 In diesen Gebieten sind bedeutende Naturschutzin-
teressen nachgewiesen. Behördenverbindliche Nut-
zungs- und Schutzbestimmungen sind festzulegen, 
sobald die Nutzungs- und Schutzinteressen abge-
klärt und aufeinander abgestimmt sind. Die Aufnah-
me von Naturschutzgebieten RB in den grundeigen-
tümerverbindlichen Zonennutzungsplan erfolgt wie 
bei den Naturschutzgebieten RA. 

 
 Artikel 16 

 

Landschaftsschutzgebiete 
Gemäss Landschaftsrichtplan 
a) Charakter Die im Landschaftsrichtplan eingetragenen, behör-

denverbindlichen Schutzgebiete umfassen Land-
schaften von besonderer Schönheit und Eigenart 
und sind naturkundlich oder kulturgeschichtlich wert-
volle Bereiche. Sie wurden aus der Richtplanung der 
Region Sense und dem kantonalen Inventar der 
schützenswerten Landschaften übernommen. 

 
b) allgemeine Schutzziele Die Landschaftsschutzgebiete dienen der Erhaltung 

der landschaftlichen Eigenart und deren naturnahen 
Elemente, namentlich: Fluss- und Bachläufe mit ih-
ren Uferbereichen, Hecken, Baumreihen und Feld-
gehölze, intakte Waldränder, Hochstammobstgärten, 
typische Oberflächenformen etc. 
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c) Schutzgebiete Landschaftsschutzgebiete K: 

 kulturlandschaftlicher Wert 

 Gebiete mit hohem kulturlandschaftlichem Wert (An-
hang III). Hecken, Feldgehölze, Baumgruppen, mar-
kante Einzelbäume, Obstgärten, Hohlwege, Raine 
etc. sollen in ihrer vollen Ausdehnung und Verteilung 
erhalten werden. Die bestehende Bausubstanz soll 
erhalten und genutzt werden. Neue landwirtschaftli-
che Bauten sind in ihrer Gestaltung der lokalen Bau-
weise anzupassen. 

 
 Landschaftsschutzgebiete B: 

 biologisch-ökologischer Wert 

 Gebiete mit hohem biologischen und gesamtökologi-
schem Wert (Anhang III). Die Nutzungen (Landwirt-
schaft, Forstwirtschaft) und diese überlagernde Erho-
lungs-, Tourismus- und Militärnutzungen etc. sollen 
auf die Schutzziele abgestimmt werden. 

 
 Landschaftsschutzgebiete G: 

 Geomorphologischer Wert 

 Gebiete mit lokaltypischen Oberflächenformen (An-
hang III). Nutzungen, die eine Veränderung dieser 
Landschaftsteile bewirken, insbesondere Kiesaus-
beutung, Deponien, Bodenverbesserungs- und Sa-
nierungsmassnahmen sowie Geländeveränderun-
gen, sind nicht zugelassen. 

 
d) Schutzkategorien Kategorie I: 
 Die Kategorie I umfasst jene Landschaften, die vor 

störende baulichen Eingriffen zu schützen sind. Not-
wendige Bauten und Anlagen für die Alp- und Land-
wirtschaft sowie für den Tourismus sind zulässig und 
dem besonderen Charakter des betreffenden 
Schutzgebiets anzupassen. 

 
 Kategorie II: 
 Die Kategorie II umfasst jene Landschaften, die von 

baulichen Eingriffen zu schonen sind. Alp- und land-
wirtschaftliche sowie touristische Bauten und Anla-
gen sind zulässig und sollen dem Charakter der 
Landschaft Rechnung tragen. 
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e) besondere Bestimmungen Für neue Bauten und Anlagen, für Nutzungsände-
rungen, Renovierungen, Umbauten, Vergrösserun-
gen und Wiederaufbauten von Anlagen gelten die 
Bestimmungen von Art. 22 und 24 RPG sowie Art. 
56, 58 und 59 RPBG. 

 
 Artikel 17 

 

Archäologischer Perimeter, 
Meldepflicht 1 Innerhalb der archäologischen Perimeter gemäss 

Zonennutzungsplan ist für jede neue Baute oder Än-
derung an bestehenden Gebäuden sowie für jede 
Änderung am natürlichen Gelände ein Vorgesuch 
gemäss Art. 184 RPBG zu unterbreiten. 

 
 Der archäologische Dienst ist ermächtigt, in diesem 

Perimeter gemäss Art. 37 bis 40 KSG Sondierungs- 
und Grabarbeiten durchzuführen. Bei einem Baube-
willigungsgesuch ist das Gutachten des archäologi-
schen Dienstes notwendig. Zudem sind namentlich 
die Bestimmungen von Art. 35 KSG und von Art. 63 
Abs. 4 RPBG vorbehalten. 

 
 Das Baubewilligungsverfahren bleibt vorbehalten. 
 
 2 Wer ein Kulturgut entdeckt, muss dies unverzüglich 

der zuständigen Dienststelle melden. (Art. 34 KSG). 
 
 Artikel 18 

 
Schutzvorschriften für 
Historische Verkehrswege 1 Die im Schutzzonenplan bezeichneten historischen 

Verkehrswege sind in ihrer Linienführung und Weg-
substanz (gemäss Inventarbeschrieb) geschützt. 
Wegoberfläche und –breite, Böschungen, wegbeglei-
tende Vegetation wie Hecken, Einzelbäume oder 
standortgerechter Böschungswuchs dürfen nicht zer-
stört oder zugeschüttet werden. Mauern, Brücken, 
Wegsteine und andere Wegbegleiter dürfen nicht 
entfernt oder zerstört werden. 

 
 Unterhalt im traditionellen Sinn soll eine angepasste 

Nutzung gewährleisten und die Substanz erhalten. 
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 2 Bauliche Eingriffe an historischen Verkehrswesen 
dürfen dem Schutzzweck nicht zuwiderlaufen. Sie 
sind dem kantonalen archäologischen Dienst zur 
Begutachtung zu unterbreiten. 

 
 3 Das Inventar liegt im kantonalen archäologischen 

Dienst zur Einsicht auf. 
 
 Artikel 19 

 

Gefahrengebiete In Rutschgebieten gemäss kantonalem Kataster ist 
vor Inangriffnahme von Planungsarbeiten ein geolo-
gisches Gutachten zu erstellen. 

 
 Artikel 20 

 

Bauweise 1 In der Regel gilt die offene Bauweise. 
 
 2 Die Bauten haben gegenüber dem nachbarlichen 

Grund allseitig die in den Zonenvorschriften festge-
legten Grenz- und Gebäudeabstände einzuhalten. 

 
 3 In Zonen offener Bauweise ist der Zusammenbau 

innerhalb der zulässigen Gesamtlänge gestattet. 
 
 Spezielle Zonenvorschriften 

 

 Artikel 21 

 

Dorfkernzone Wesentliche Teile der Dorfkernzone sind als generel-
le räumliche Gestaltung im Strukturplan in den Be-
reichen A und B im Mst. 1:500 festgehalten. 

 
a) Charakter 1 Die Bauten in der Kernzone sind für die im Perime-

ter liegenden landwirtschaftlichen Betriebe, die Ver-
kaufsgeschäfte, Dienstleistungs- und kleineren Ge-
werbebetriebe sowie das Wohnen bestimmt. 

 
 2 Die bestehende Bausubstanz entlang der Kantons- 

und Oberdorfstrasse bildet die Grundstruktur des 
Dorfkerns, die bei Umbau, Abbruch und Neubau ge-
mäss Strukturplan generell beizubehalten ist. 

 
 3 Teile der Dorfkernzone liegen im Schutzperimeter 

Dorfkern Plasselb (Art. 10 BR). 
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 4 Es gelten die Bestimmungen für die Empfindlich-
keitsstufe III, Art. 43 der eidgenössischen Lärm-
schutzverordnung. 

 
b) Strukturplan Zugelassen sind Bauprojekte, die generell den Best-

immungen des Strukturplans entsprechen. Falls die-
se begründet nicht eingehalten werden können, ist 
ein Detailbebauungsplan zu erstellen. Der Perimeter 
des Detailbebauungsplans wird vom Gemeinderat 
bestimmt. 

 
c) Detailbebauungsplan 
    (Quartierplan) Für die Überbauung der Parzellen 480 und 489AA 

sowie orientierungshalber für die Parzellen 450, 
489ab und 880 und einen Teilbereich der Parzelle 
489AA ist die Erstellung eines Quartierplans obliga-
torisch. 

 
d) Besondere Bestimmungen 1 Kundenintensive Verkaufsgeschäfte mit einer Net-

toladenfläche (ohne Lager) von über 300 m2 dürfen 
nur im Rahmen eines speziellen Detailbebauungs-
plans und unter Beachtung der Art. 69 und 70 RPBG 
erstellt werden.  

 Kundenintensive Verkaufsgeschäfte sind aus einem 
oder mehreren Geschäften bestehende Verkaufsein-
heiten des Detailhandels, die baulich eine Einheit 
bilden. 

 
 2 Das Erdgeschoss soll bei Neu- und Umbauten in 

seinen auf die Kantonsstrasse orientierten Bereichen 
nicht dem Wohnen dienen. Der Gemeinderat kann 
begründete Ausnahmen gestatten. 

 
 3 Die Wohnungen sind durch geeignete bauliche 

Massnahmen vor dem Immissionen der Kantons-
strasse und der Oberdorfstrasse zu schützen. 

 
 4 Umbauten und Neubauten sowie ihre Erschlies-

sungsanlagen sind massstäblich und sorgfältig zu 
gestalten. 

 
 5 Entlang der Strassen und im Inneren der Kernzone 

sind gemäss dem Strukturplan Bäume und Baum-
gruppen zu pflanzen. Im Strassenbereich ist als 
Baumart der Bergahorn vorzusehen. 
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 6 Die Projekte für den Umbau oder den Abbruch be-
stehender Gebäude sowie die Erstellung neuer Bau-
ten sind vor der Baueingabe der Kulturgüterkommis-
sion zur Begutachtung zu unterbieten. 

 
e) Dachformen Für die Hauptgebäude sind Sattel- oder Krüppel-

walmdächer anzustreben. Der Gemeinderat kann 
begründete Ausnahmen gestatten. 

 
f) Baupolizeiliche Masse Für die baupolizeiliche Masse ist die Tabelle in Art. 

29 massgebend. 
 
 Artikel 22  

 

Wohnzonen 
a) Charakter Die Wohnzonen dienen vorwiegend der Wohnnut-

zung. Gewerbe und Büros sind zugelassen, sofern 
sie sich den Bedürfnissen des Wohnens unterord-
nen, keinen das Quartier störenden Verkehr und kei-
ne grösseren als die der Empfindlichkeitsstufe II 
gemäss Art. 43 der eidgenössischen Lärmschutzver-
ordnung entsprechenden Immissionen verursachen. 
In Mehrfamilienhäusern ist diese Gewerbe- und Bü-
ronutzung auf ein Viertel der Bruttogeschossfläche 
begrenzt. 

 
b) Besondere Bestimmungen 
    bei Neubauten 1 Die den Erdgeschosswohnungen vorgelagerte, be-

sonnte Fläche ist den Bewohnern privat zuzuteilen 
und vor fremder Einsicht weitgehend abzuschirmen. 

 
 2 In Mehrfamilienhäusern besitzt jede Wohnung mit 

weniger als vier Zimmer einen vom Wetter und vor 
fremder Einsicht geschützten Aussenraum (Balkon, 
Loggia, Terrasse etc.) von mindestens 5.00 m2 und 
einer Mindestbreite von 1.80 m. Für Wohnungen mit 
vier und mehr Zimmern soll dieser Aussenraum eine 
Mindestfläche von 7.00 m2 und eine Mindestbreite 
von 1.80 m aufweisen. 

 
c) Baupolizeiliche Masse 1 Für die baupolizeilichen Masse ist die Tabelle in 

Art. 29 massgebend. 
 
 2 In Wohnzonen mit genehmigten Detailbebauungs-

plänen (bis 1990) wird die Ausnützungsziffer gemäss 
Tabelle in Art. 29 erhöht. 
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d) Besondere Bestimmungen 
    Wohnzone schwacher 
    Dichte Buchenacher In der Wohnzone Buchenacher haben sich Neubau-

ten, Erweiterungen und Umbauten im entsprechen-
den Rahmen einzuordnen. So sind nur die Unterge-
schosse, der Sanitär- und der Küchenbereich als 
massive Bauteile gestattet. Die Firstrichtung, die 
Dachneigung und das Bedachungsmaterial (eternit-
schiefer dunkelgrau) sind den bestehenden Anlagen 
anzupassen. Die Einfriedung als Holzzaun oder He-
cke darf die Höhe von 1.50 m nicht übersteigen.4 

 
 Artikel 23 

 

 Der ganze Artikel wurde aufgehoben5  

 

 Artikel 24 

 

Zonen für Gewerbe und 
Industriebetriebe 
a) Charakter 1 Diese Zonen sind ausschliesslich für mässig stö-

rende gewerbliche und industrielle Arbeits- und Re-
paraturstätten sowie deren zugehörige Lagerflächen, 
Büro- und Ausstellungsräume zugelassen.  

 Verkaufsflächen sind nur als Ergänzung für oben 
erwähnte Nutzungen erlaubt und es dürfen keine 
Waren für den täglichen Bedarf verkauft werden.  

 Wohnungen für den Betriebsinhaber oder für Perso-
nal, dessen dauernde Anwesenheit betriebsnotwen-
dig ist, sind zugelassen, sofern für wohnhygienisch 
tragbare Verhältnisse gesorgt wird. 

 
 2 Es gelten die Bestimmungen für die Empfindlich-

keitsstufe III des Art. 43 der eidgenössischen Lärm-
schutzverordnung. 

 
 3 Die Art und Grösse der anzusiedelnden Betriebe ist 

mit dem Gemeinderat abzustimmen. Diese Mass-
nahme darf nicht gewerbepolitischen Zielen dienst-
bar gemacht werden. 

 
 

                                                           
4
 Änderung gemäss Beschluss vom 14. Dezember 2010 

5 Änderung gemäss Beschluss vom 14. Dezember 2010 
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b) Abstände Abstände nach Raumplanungs- und Baugesetz und 
dem Ausführungsreglement zum RPBG, wenn in ei-
nem Detailbebauungsplan (Quartierplan) nichts an-
deres bestimmt wird. Die Vorschriften zur Erhöhung 
des Abstands gemäss Art. 63 ARzRPBG sind nur 
gegenüber einer anderen Bauzone anwendbar. 

 
c) Besondere Bestimmungen Für ortsfeste Krananlagen ist das Baubewilligungs-

verfahren erforderlich. 
 
d) Baupolizeiliche Masse Für die baupolizeilichen Masse ist die Tabelle in Art. 

29 massgebend. 
 
 Artikel 25 (siehe Entscheid BD vom 13.08.1997) 
Zone von allgemeinem  
Interesse 
a) Charakter 1 Die Zonen von allgemeinem Interesse sind für Ge-

bäude, Anlagen und Flächen im öffentlichen Interes-
se vorbehalten. 

 
 2 Die Zone von allgemeinem Interesse entlang der 

Aergera ist ein Freizeitbereich von regionaler Bedeu-
tung. Geringfügige bauliche Anlagen, die dem Zweck 
des Freizeitbereichs dienen, sind erlaubt. Die Flä-
chen dienen für Sport und Spiel, Festanlässe u.a.m. 
Die Erstellung von Feuerstellen, Sitzbänken und Ti-
schen ist erlaubt. 

 
b) Besondere Bestimmungen 1 Der Gemeinderat legt die baupolizeilichen Masse 

entsprechend der im Zeitpunkt der Realisierung ge-
forderten Bauaufgabe öffentlich auf. 

 
 2 Die Lage, Grösse und Gestaltung der Bauten und 

Anlagen sollen so gewählt werden, dass eine nut-
zungsbedingte Beeinträchtigung der Nachbargebiete 
möglichst gering gehalten werden kann. 

 
 3 Im Bereich der Schulanlage (Ebnet) ist eine räumli-

che Gestaltung im Strukturplan generell festgehalten 
(Turnhalle, Gemeindeverwaltung und Platzanlagen). 

 
 4 Es gelten die Bestimmungen der Empfindlichkeits-

stufe III gemäss Art. 43 der eidgenössischen Lärm-
schutzverordnung. 
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 Artikel 26 

 

Landwirtschaftszone 
a) Charakter 1 Die Landwirtschaftszone umfasst Land, das land-

wirtschaftlich oder für den Gartenbau genutzt wird 
oder im Gesamtinteresse landwirtschaftlich genutzt 
werden soll. 

 
 2 Es sin Bauvorhaben gestattet, die dem landwirt-

schaftlichen Betrieb, dem Gartenbau oder den 
Wohnbedürfnissen der landwirtschaftlichen Bevölke-
rung dienen sowie weiteren standortgebundenen 
Bauvorhaben (Art. 56 RPBG). 

 
 3 Wohngebäude dürfen nicht von der Hofliegenschaft 

abparzelliert werden.  
 
 4 Bei der Wahl des Standortes von Bauten und Anla-

gen in der Landwirtschaftszone ist auf die Bedürfnis-
se einer rationellen Bewirtschaftung und auf Ge-
ruchs- und Lärmemissionen zu achten. 

 
 5 Die Neubauten in der Landwirtschaftszone haben 

sich bezüglich Lage, Volumen und Gestaltung und in 
den wesentlichen Elementen wie Gebäudestellung, 
Firstrichtung, Materialien und strukturellem Ausdruck 
an der traditionellen Bauweise zu orientieren, unter 
Beachtung heutiger Konstruktionsweisen. 

 
 6 Die Zufahrt, Umgebungsgestaltung und die Be-

pflanzung haben sich unauffällig in die Landschaft 
einzugliedern. 

 
 7 Es gelten die Bestimmungen der Empfindlichkeits-

stufe III gemäss Art. 43 der eidgenössischen Lärm-
schutzverordnung. 

 
b) Vorprüfung Die Vorprüfung gemäss Art. 184 RPBG ist für alle 

Bauvorhaben obligatorisch, mit Ausnahme jener für 
geringfügige Bauten. 

 
 Artikel 27 

 

Deponiegebiete Die Deponiezonen “Farnera-Allmend“ sind im Eigen-
tum der Gemeinde Plasselb und gemäss Bewilligung 
vom 31.08.1983 genehmigt. 
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 Artikel 28 

 

Steinbruchgebiet Roggeli Im Abbaugebiet ist ein Bereich im Eigentum der Ge-
meinde Plasselb als Steinbruchgebiet für den Bedarf 
der Gemeinde offenzuhalten. Die Arbeit im Stein-
bruch darf erst nach Bewilligung des entsprechenden 
Abbaugesuchs aufgenommen werden. 

 
Artikel 29 

Baupolizeiliche Masse6 
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6 Änderung gemäss Beschluss vom 14. Dezember 2010 
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Legende 

GH Gesamthöhe, siehe Art. 68ff ARzRPBG 
H Höhe, siehe Art. ARzRPBG 
GL Gebäudelänge, Art. 34 
GA Grenzabstand, siehe Art. 164 und 165 RPBG, Art. 62ff ARzRPBG 
gGA grosser Grenzabstand, Art. 32 
kGA kleiner Grenzabstand, Art. 32 
AZ Ausnützungsziffer, siehe Art. 162 RPBG und Art. 54ff ARzRPBG 
UeZ Überbauungsziffer, siehe Art. 163 RPBG und 59ff ARzRPBG 
Es Empfindlichkeitsstufe, Art. 43 LSV 
DBP (QP) Detailbebauungsplan 
SP Strukturplan 
VZ Volumenziffer: Verhältnis zwischen gesamtem oberirdischen Vo-

lumen unanrechenbarer Landfläche 
 
*1 für zusammengebaute Einzelwohnhäuser 30m 
*2 für zusammengebaute Einzelwohnhäuser 0.55 
*3 für zusammengebaute Einzelwohnhäuser 35% 
*4 für die genehmigten DBP 0.35 
*5 ab Erdgeschoss bestehender Bau 
 
 Definitionen zu den Zonenvorschriften 

 

 Artikel 30 

Strassenbaulinie, 
Bepflanzungen an  
Kantonsstrassen 1 Die Strassenbaulinien (gemäss Strassengesetz) 

sind als minimale Abstände zu betrachten, sofern 
nicht in einem Struktur-, Detailbebauungs- oder im 
Verkehrsrichtplan entsprechende Gestaltungsbauli-
nien oder Baufelder festgelegt werden. 

 
 2 Entlang den Kantonsstrassen können im Bereich 

des Baugebiets Baumreihen oder Einzelbäume bis 
1.00 m an den Strassenrand gepflanzt werden, so-
fern dies in einem Struktur- oder Detailbebauungs-
plan festgehalten ist. Die Sicherheitsvorschriften sind 
einzuhalten. 

 
 Artikel 31 

 

Abstände 1 Der minimale Abstand eines Gebäudes zur Wald-
grenze beträgt 30.00 m, sofern der Zonennutzungs-
plan oder ein Detailbebauungsplan keinen niedrige-
ren Abstand vorschreibt. 
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 2 In der Gewerbezone Sageboden wird der Waldab-
stand nach Absprache mit dem Kreisforstamt 2 fest-
gelegt. 

 
 3 Der minimale Abstand eines Gebäudes zu einer 

Hecke, Baumreihe oder Baumgruppe hat innerhalb 
der Bauzone dem in der entsprechenden Zonenart 
festgelegten Grenzabstand zu entsprechen. Der 
Gemeinderat kann höhere Abstände von Fall zu Fall 
festlegen, wenn dies die Schutzwürdigkeit, die Ge-
fährdung, der ökologische Wert etc. rechtfertigt. Aus-
serhalb der Bauzonen ist ein Mindestabstand von 
15.00 m einzuhalten. 

 
 4 Der minimale Abstand einer Baute oder einer Anla-

ge von der Grenze der Wasserläufe beträgt 20.00 m. 
Ausnahmen erfordern die vorherige Bewilligung der 
Baudirektion (vgl. Art. 45 und 46 des Gesetzes über 
den Wasserbau). 

 
 5 Entlang von wichtigen Leitungen, die unterirdisch 

verlegt sind, kann der Gemeinderat Baugrenzen fest-
legen, die öffentlich aufgelegt werden. 

 
 Artikel 32 

Grenzabstände  
bei Wohn- und  
Ferienhauszonen 1 Bei der Erstellung von Wohn- und Ferienhäusern 

müssen die im Art. 29 angeführten grossen und klei-
nen Grenzabstände gegenüber den Nachbargrund-
stücken eingehalten werden, wenn in einem Detail-
bebauungsplan nichts anderes bestimmt wird. 

 
 2 Der grosse Grenzabstand gilt für die besonnte 

Längsseite des Gebäudes, er wird rechtwinklig zu ihr 
gemessen. Der kleine Grenzabstand gilt für die an-
deren Seiten. Kann die besonnte Längsseite nicht 
eindeutig ermittelt werden, so bestimmt die Baube-
willigungsbehörde die Anordnung der Grenzabstän-
de auf Antrag des Baugesuchsstellers. 

 
 In speziellen Fällen, bedingt durch die Grundstücks-

form und den Grundriss, kann auch eine besonnte 
Schmalseite für den grossen Grenzabstand bestimmt 
werden. 
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 3 Für die Erhöhung der Grenzabstände ist der Art. 63 
ARzRPBG anzuwenden. Die Erhöhung wird dem 
grossen Grenzabstand zugeschlagen (siehe Skizze 
im Anhang I). 

 
 Artikel 33   

 

Nutzung der Bauparzellen Für Bauten, welche die Ausnützungsziffer einer Par-
zelle wesentlich unterschreiten, ist der Nachweis zu 
erbringen, dass zu einem späteren Zeitpunkt unter 
Beachtung der geltenden rechtlichen Bestimmungen 
weiter Bauvolumen als Aufstockung, Anbau (ohne 
am bestehenden Bau eine wesentliche Änderung 
vornehmen zu müssen) oder als selbständiger Bau-
körper realisiert werden können. 

 
 Artikel 34 

 

Gebäudelängen 1 Die Gesamtlänge der Gebäude oder Gebäude-
gruppen ohne unbewohnte An- und Nebenbauten ist 
auf die Art. 29 genannten Masse beschränkt, sofern 
in einem Detailbebauungsplan nichts anderes be-
stimmt wird. 

 
 2 Bei Gebäuden mit unregelmässigen Grundrissen ist 

die Gesamtlänge am flächenmässig kleinsten um-
schriebenen Rechteck zu messen (vergleiche Skizze 
im Anhang I). 

 
 3 Für geringfügige eingeschossige Anbauten kann 

die Gesamtlänge im Maximum um 8.00 m überschrit-
ten werden (Art. 64 ARzRPBG). 

 
 Artikel 35 

 

Zuschlag zur Höhe h 1 Bei Bauten am Hang ist talseitig ab 10 % Neigung 
ein Zuschlag zur Höhe h gestattet. 

 
 2 Die Neigung des gewachsenen Bodens wird in der 

Falllinie innerhalb des Gebäudegrundrisses in Pro-
zent gemessen. 
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 3 Bei einer Hangneigung von 10 – 20 % ist ein Zu-
schlag von 1.00 m zur Höhe h erlaubt. Bei einer 
Hangneigung über 20 % ist ein Zuschlag von 1.50 m 
zur Höhe h erlaubt. 

 
 Artikel 36 

 

Dachform, Bedachungs- 
material, Sonnenenergie 1 Innerhalb des Strukturplanperimeters der Dorfzone 

sollen Dachform und Eindeckungsmaterialien von 
ruhiger Wirkung sein. Quartier- und Strassenbild stö-
rende Dachformen sind untersagt. Die Dachneigung 
des Hauptdachs muss zwischen 25° und 40° betra-
gen. Für das Hauptgebäude sind ungleiche Dach-
neigungen nicht gestattet. 

 Für den An- und Nebenbauten sowie Bauten aus-
serhalb des Strukturplanperimeters der Dorfzone ist 
die Dachform unter Vorbehalt Abs. 3 frei.7 

 
 2 Kreuzfirste können im Rahmen einer Voranfrage an 

den Gemeinderat bewilligt werden. Sie gelten nicht 
als Dachaufbauten. 

 
 3 Der Gemeinderat kann bei An- und Nebenbauten 

sowie bei Bauten ausserhalb des Strukturplanperi-
meters der Dorfzone und der Wohnzone Buchena-
cher auch spezielle Dachformen und Flachdächer 
bewilligen, wenn dadurch das Orts- und Land-
schaftsbild nicht beeinträchtigt wird. Eine Voranfrage 
an den Gemeinderat ist empfohlen.8 

 
 4 Die Verwendung von glänzenden oder rostenden 

Bedachungsmaterialien ist untersagt. 
 
 5 Bei geneigten Dächern betragen die Mindestmasse 

für Hauptdachvorsprünge 10 % der Firsthöhe der 
Hauptfassade und 10 % der Höhe der Seitenfassa-
den.9 

 
 6 Dachflächenfenster sind auf eine Grösse von 

1.20 m2 beschränkt. Mehrere Dachflächenfenster 
sind in horizontaler Linie anzuordnen.  

                                                           
7 Änderung gemäss Beschluss vom 14. Dezember 2010 
8
 Änderung gemäss Beschluss vom 14. Dezember 2010 

9
 Änderung gemäss Beschluss vom 14. Dezember 2010 
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 Dachflächenfenster, Dachlukarnen und Dachaufbau-
ten dürfen zusammen nicht mehr als 2/5 der ent-
sprechenden Fassadenlänge ausmachen. Die First 
der Dachlukarnen muss jeweils merklich unter der 
First des Hauptdaches liegen.10 

 
 7 Die Nutzung der Sonnenenergie mit Kollektoren 

(auf Dachflächen, Fassaden, Balkonbrüstungen, 
Zäune etc.) und Fotovoltaikanlagen ist erwünscht, er-
fordern jedoch eine Voranfrage betreffend techni-
scher und gestalterischer Fragen. Zur Beratung kann 
der Gemeinderat einen Energiefachmann und den 
Ortsplaner beiziehen. 

 
 Die Vorschriften betreffend die geschützten Gebäude 

sind zu befolgen.11 
 
 
 Bau- und andere Vorschriften 

 

 Artikel 37 

Umgebungsgestaltung 
a) Umgebungsgestaltung 1 Die Aussenanlagen sind so zu gestalten, dass zu-

sammen mit der bestehenden oder – bei Vorliegen 
einer Planung – zukünftigen Umgebung eine gute 
Gesamtwirkung entsteht, das natürliche Gelände soll 
möglichst wenig verändert werden. 

 
 2 Terrainveränderungen sind so anzulegen, dass die 

charakteristische Geländeformation weitgehend er-
halten und ablesbar bleibt und ein guter Übergang zu 
den Nachbargrundstücken entsteht. 

 
 3 Soweit in einem Detailbebauungsplan nichts ande-

res bestimmt wird, dürfen die Geländeveränderun-
gen die folgenden Masse nicht überschreiten: 1.40 m 
über das Niveau des gewachsenen Bodens am 
Hang. Als Hang gilt eine Neigung des gewachsenen 
Bodens, die in der Falllinie gemessen innerhalb des 
Gebäudegrundrisses wenigstens 10 % beträgt. 

 
 

                                                           
10

 Änderung gemäss Beschluss vom 14. Dezember 2010 
11 Änderung gemäss Beschluss vom 14. Dezember 2010 
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 4 Auf geschützte Bäume und Hecken ist bei der 
Überbauung Rücksicht zu nehmen. Sie sind allen-
falls durch eine standortheimische Neubepflanzung 
zu ersetzen. 

 
 5 Die Umgebungsarbeiten sind innert zwölf Monaten 

nach Bauabnahme abzuschliessen. Der Gemeinde-
rat kann in Ausnahmefällen eine Verlängerung von 
zwölf Monaten bewilligen. 

 
b) Stützmauern und  
    Böschungen 1 Stützmauern zur Umgebungsgestaltung sollen  
 1.40 m Höhe (ohne Brüstung, Geländer) nicht über-

steigen und begrünt werden; der Gemeinderat kann 
begründete Ausnahmen gestatten. 

 
 2 Für Stützmauern als Begrenzung zum öffentlichen 

Raum sind Bruchstein- oder Betonmauern, Mauern 
aus Betonelementen oder Eisenbahnschwellen zu 
verwenden. Auf ein harmonisches Zusammenspiel 
der gewählten Materialien ist innerhalb eines Stras-
senraums zu achten.  

 Für Stützmauern längs der öffentlichen Strassen ist 
Art. 93a des Strassengesetzes anzuwenden. 

 
 3 Für Stützmauern innerhalb der Bauparzellen ist die 

Materialwahl frei. 
 
 4 Mehrere Stützmauern übereinander sind nicht ge-

stattet.  Übereinander liegen sie, wenn der horizonta-
le Abstand weniger als 5.00 m beträgt. 

 
 Artikel 38  

 

Baugestaltung Bauten und Bauteile, insbesondere Dachaufbauten, 
sind so zu gestalten, dass zusammen mit der Umge-
bung eine gute Gesamtwirkung entsteht. Diese kann 
sowohl durch das Übernehmen einer bestehenden 
Ordnung, wie durch das Schaffen einer neuen Ord-
nung erreicht werden. Bauten und Bauteile, die die-
ser Forderung nicht entsprechen, sind unzulässig, 
auch wenn sie den übrigen Bauvorschriften entspre-
chen. 
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 Artikel 39 

 

Parkierung 1 Für jeden Neu-, Um- und Anbau ist die erforderliche 
Anzahl offener und gedeckter Parkfelder (PP) auf-
grund der folgenden Angaben zu bestimmen: 

 
 Wohnen 
 Einfamilienhäuser: 
 1 PP/80 m2 BGF, min. 2 PP/Haus 
 Mehrfamilienhäuser: 
 1 PP/70m2 BGF, min. 1 PP/Wohnung inkl. Besucher 
 
 Industrie und Gewerbebauten 

 (mit weniger als 20 Arbeitsplätzen)*: 

 Arbeitsplatz (AP): 0.6 PP/AP, min. 1 PP/Betrieb 
 Besucher: 0.13 PP/AP, min. 1 PP/Betrieb 
 
 Dienstleistungsbetriebe 

 (mit weniger als 20 Arbeitsplätzen)*: 

 1 Arbeitsplatz = 25 m2 BGF 
 Arbeitsplatz (AP): 0.54 PP/AP, min. 1 PP/Betrieb 
 Besucher: 0.18 PP/AP, min. 1 PP/Betrieb 
 
 * Bei Betrieben über 20 Arbeitsplätzen muss der Bedarf an Parkfeldern  für 

Personal und Besucher anhand spezieller Untersuchungen gemäss der Norm 
SN 640 601a (Richtwerte für den Grenzbedarf an Parkfeldern) des VSS (Verei-
nigung Schweizerischen Strassenfachleute) nachgewiesen werden. 

 

 Verkaufsgeschäfte (ohne Einkaufszentren): 

 Arbeitsplatz (AP): 0.54 PP/AP, min. 1 PP/Betrieb 
 Besucher: 1.8 PP/AP, bzw. 6.3 PP/100 m2 Verkaufs-

fläche** 
  
 Einkaufszentrum (600 – 2‘000 m2 Verkaufsfläche):  

 Arbeitsplatz (AP): 0.54 PP/AP 
 Besucher: 2.7 PP/AP, bzw. 7.2 PP/100 m2 Verkaufs-

fläche** 
 
 ** Die schärfere der beiden Kriterien ist massgebend. 
 

 
2 Der Gemeinderat kann bei Vorliegen ausserge-
wöhnlicher Verhältnisse in Abweichung zur Norm 
besondere Vorschriften erlassen. 

 
 3 Von den erforderlichen Parkplätzen sind bei Mehr-

familienhäusern und dichten Eigentumsmassnahmen 
wie Reihenhäusern 2/3 überdeckt anzuordnen.  
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 In begründeten Fällen kann der Gemeinderat Aus-
nahmen genehmigen.  

 Nicht gedeckte Parkplätze sind ab acht Parkfeldern 
mit hochstämmigen Bäumen zu Gestalten. 

 
 4 Bei Ungenügen der vorhandenen Abstellplätze 

kann der Gemeinderat jederzeit eine Anpassung der 
Anzahl Abstellplätze verlangen. 

 
 Artikel 40 

Bauliche Massnahmen für 
Behinderte und Betagte 1 Bauliche Massnahmen für Behinderte sind in Art. 

34 ARzRPBG festgehalten. 
 
 2 Als Planungsgrundlagen dienen die Norm SNV 521 

500 “Bauliche Vorkehren für Behinderte“ der schwei-
zerischen Zentralstelle für Baurationalisierung CRB 
und Band 23 der Schriftenreihe für Wohnungswesen 
“Die altersgerechte Wohnung“. 

 
 Artikel 41 

Spielplätze und 
Gemeinschaftsräume 1 Die Fläche der Spielplätze und Aufenthaltsbereiche 

im Freien hat wenigstens 20 % der Bruttogeschoss-
fläche der Wohnungen zu entsprechen. Die Anlagen 
sind den altersspezifischen Bedürfnissen entspre-
chend zu gestalten und einzurichten. Sie sind an be-
sonnter und geschützter Lage  anzuordnen und 
müssen gefahrlos erreichbar sein. Der Art. 26   
ARzRPBG bleibt vorbehalten. 

 
 2 Die Hälfte der geforderten Flächen kann gedeckt 

angeordnet werden. Die gedeckten Flächen zählen 
doppelt. 

  
 3 Für Überbauungen mit zusammengebauten Ein-

zelwohnhäusern oder Mehrfamilienhäusern sind ent-
sprechend ihrer Grösse Gemeinschafts- oder Bastel-
räume zu erstellen. In Detailbebauungsplänen (Quar-
tierplänen) sind die Gemeinschaftsräume aufgrund 
der Bruttogeschossflächen zu berechnen und zu be-
zeichnen. 
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 Artikel 42  

Besonnung 
und Orientierung Als Zimmer mit genügender Sonneneinstrahlung gel-

ten solche, deren Orientierung nicht mehr als 20° 
nördlich von der Ost-Westachse abweicht. 

 
 Artikel 43  

 

Antennen 1 Pro Gebäude ist nur je eine Radio- und Fernsehan-
tenne erlaubt. 

 
 2 Der Gemeinderat kann für mehrere Gebäude oder 

Quartiere Gemeinschaftsantennen verlangen. 
 
 3 Im Bereich der öffentlichen Gemeinschaftsanten-

nenanlage sind keine einzelnen Aussenantennen, 
ausgenommen Parabolspiegelantennen, erlaubt. 

 
 4 Die Parabolspiegel haben sich der farblichen Ge-

staltung der Fassaden anzupassen. 
 
 Bewilligungs- und Kontrollverfahren  

 sowie deren Fristen 

 

 Artikel 44 

 

Vorprüfungsgesuch 1 Beim Gemeinderat kann für umfangreiche oder 
ausserordentliche Bauvorhaben ein Vorprüfungsge-
such eingereicht werden. Das Verfahren ist in Art. 
184 RPBG festgelegt. 

 
 2 Der Gemeinderat kann das obgenannte Verfahren 

für entsprechende Bauvorhaben fordern. 
 
 Artikel 45 

Aufstellen von 
Baugespannen (Profilen) 1 Vor der öffentlichen Auflage eines jeden Bauge-

suchs sind Baugespanne zu erstellen, welche die 
Form des Baus erkennen lassen. OK Erdgeschoss-, 
First-, Traufkoten sowie Schnittpunkt der Fassade 
mit OK Bedachung sind sichtbar zu bezeichnen (Art. 
85 ARzRPBG). 

 
 2 Die Baubehörde kann auch Terrainveränderungen 

durch Profile abstecken lassen, welche die zukünfti-
ge Terraingestaltung erkennen lassen. 
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 Artikel 46 

Form des Baugesuchs, 
Unterlagen 1 Die Gesuche sind fünffach auf amtlichem Formular 

an den Gemeinderat einzureichen. 
 
 2 Ein Gesuch gilt als eingereicht, wenn alle Unterla-

gen vollständig bei der Behörde vorliegen und die 
Baugespanne erstellt sind. 

 

  3 Auf den Situationsplänen sind die Nachbarbauten, 
beidseitig und auf der gegenüberliegenden Stras-
senseite darzustellen; 

 
 4 In begründeten Fällen kann der Gemeinderat ver-

langen, dass in den Fassadenplänen die Silhouetten 
der Nachbarbauten eingezeichnet werden. 

 
 5 Für die Prüfung der Baugesuche sind ausser dem 

Zonennutzungsplan und dem Baureglement die übri-
gen ortsplanerischen Unterlagen wie die Strukturplä-
ne, der Landschaftsschutz- und Richtplan, der Be-
siedlungs- und Verkehrsrichtplan und der technische 
Bericht beizuziehen. 

 
 6 Bestehen für vorhandene oder für in Planung be-

griffene Wege und Strassen noch keine Höhenlini-
enpläne, so lässt der Gemeinderat zu Lasten des 
Bauherrn die Lage der Weg- oder Strassenachse 
und der Kanalisation bestimmen. 

 
 Artikel 47 

 

Fristen Die Baubewilligung wird hinfällig, wenn nicht inner-
halb von 12 Monaten die Fundamente erstellt sind. 

 
 Artikel 48 

 

Gebühren Für die Prüfung der Baugesuche, der Detailbebau-
ungspläne und für die Überwachung der Bauten hat 
der Bauherr an die Gemeinde eine Gebühr gemäss 
“Reglement betreffend Verwaltungsgebühren und 
Ersatzabgaben im Raumplanungs- und Bauwesen“ 
zu entrichten. 
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 Artikel 49  

 

Expertisen Der Gemeinderat ist berechtigt, für die Ausarbeitung 
der Richtlinien, die Begleitung und Prüfung von De-
tailbebauungsplänen und Baugesuchen Fachkräfte 
beizuziehen. Die Kosten gehen zulasten der Bauher-
ren gemäss “Reglement betreffend Verwaltungsge-
bühren und Ersatzabgaben im Raumplanungs- und 
Bauwesen“. Der Bauherr ist durch den Gemeinderat 
über das Vorgehen vorgängig zu orientieren. 

 
 Erstellen von Detailbebauungsplänen 

 

 Artikel 50 

Detailbebauungspläne 
(Quartierpläne u.a.) 1 Es gelten die Vorschriften gemäss Art. 67ff RPBG 

und Art. 7 ARzRPBG. 
 
 2 Vor Inangriffnahme der Planungsarbeiten sind für 

jeden DBP die Rahmenbedingungen beim Gemein-
derat einzuholen. Die Rahmenbedingungen werden 
von der Planungskommission in Zusammenarbeit mit 
dem Ortsplaner ausgearbeitet. Für jeden Detailbe-
bauungsplan ist eine für die Entwicklung der Ge-
meinde sinnvolle Etappierung festzulegen. 

 
 Betreffend der Gefahrengebiete ist Art. 19 dieses 

Reglements zu beachten. 
 
 3 Jede Planung mit Detailbebauungsplan wird vom 

Gemeinderat, von der Planungskommission und vom 
Ortsplaner in allen entscheidenden Phasen begleitet. 

 
 4 Jeder Detailbebauungsplan ist vom Ortsplaner zu 

begutachten, bevor der Gemeinderat beschliesst, ihn 
zur Vorprüfung einzureichen. Der Bericht ist den Ak-
ten beizulegen. 

 
 5 Jeder Detailbebauungsplan hat zusätzlich zu den 

vom Kanton geforderten Unterlagen gemäss Art. 1 
Abs. 2 ARzRPBG einen Umgebungsgestaltungsplan 
(mit Angaben über die Bepflanzung, Gestaltung der 
Spielplätze und den anderen Aussenräumen, Hö-
henkoten, Stützmauern und Begrenzungen gegen 
den öffentlichen Raum) und, sofern notwendig, einen 
Immissionsschutzplan zu beinhalten. 
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 6 Im Immissionsschutzplan sind die Emissionsträger 
und ihr spezifischer Charakter zu bezeichnen und die 
Massnahmen festzuhalten, die zum Schutz der Be-
wohner ergriffen werden müssen. 

 
 7 Für jeden Detailbebauungsplan muss vor der Vor-

prüfung ein Mitwirkungsverfahren durchgeführt wer-
den. Dazu sind für das Verständnis des Projekts je 
nach Eignung eine Perspektive, ein Modell, ein Bei-
spielplan oder ähnliche Dokumente zu erstellen. 

 
 8 Erfordert die Ausführung eines Detailbebauungs-

plans eine Umlegung der Grundstücke oder eine 
Grenzbereinigung, so kann der Plan erst nach der 
Zustimmung der Grenzbereinigung durch die Grund-
eigentümer endgültig in Kraft treten. 

 
 9 Bei jeder Revision der Ortsplanung überprüft der 

Gemeinderat die Detailbebauungspläne und verlangt 
gegebenenfalls deren Anpassung an die neuen Ge-
gebenheiten. 

 
 Schlussbestimmungen 

  

 Artikel 51 

Aufhebung 
bestehender Bestimmungen 1 Mit Inkrafttreten dieses Reglements werden das 

Planungs- und Baureglement vom 22. März 1977 
sowie der Zonennutzungsplan (Zonenplan) und die 
Richtpläne Landschaft, Besiedlung und Verkehr vom 
22. März 1977 aufgehoben. 

 
 Ebenso werden die Änderung des Art. 30 des Reg-

lements vom 2. Juni 1981 und die Zonennutzungs-
planänderung vom 14.08.1984 aufgehoben. 

 
 2 Im Detailbebauungsplan Birchi II ist der im Anhang 

VI bezeichnete Bereich des Detailbebauungsplans 
aufzuheben. 
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 3 Folgende Detailbebauungspläne werden aufgeho-
ben: 

  
- Ferienhauszone Birchi I (Buerhy) 
- Ferienhauszone Hubel 
- Wohnzone Farnera 
- Ferienhauszone Bareta 
- Quartierplan „Fuhra“ (genemigt am 23.10.1996)12 

 
 Artikel 52 

 

Inkrafttreten Dieses Reglement tritt mit der Genehmigung durch 
die Baudirektion in Kraft. 

 
 

  
    
 
 
 
   

    

  

                                                           
12 Änderung gemäss Beschluss vom 23. März 2005 
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Genehmigungsvermerke  

 

 

Öffentliche Auflage vom 1. März bis 1. April 1996 
 
 
Angenommen durch den Gemeinderat am 26. Februar 1996 
   
  Namens des Gemeinderates 
   
 
  Der Ammann Der Schreiber 
 
 
 
Genehmigt durch die Baudirektion  am 13. August 1997 
 
   
Freiburg, den 13. August 1997 Der Staatsrat, Direktor  
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Anhang 

 

Anhang I  Grafische Darstellungen 

Anhang II Verzeichnis der geschützten Gebäude 

Anhang III Naturschutzzonen 

Anhang IV Verzeichnis der geschützten Bäume, Baumgruppen 
und Baumreihen Inventar 1990 

Anhang V Aufzuhebender Bereich des Detailbebauungsplans 
Birchi II 
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Anhang IIII Grafische Darstellungen 

 

 Gebäudelänge (Artikel 34) 

 Bei Gebäuden mit unregelmässigen Grundrissen ist 
die Länge am flächenmässig kleinsten umfassenden 
Rechteck zu messen. 
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Anhang IIII Grafische Darstellungen 

 

 Grenzabstände in Wohn- und Ferienhauszonen 

 (gemäss Art. 29 und 32 Planungs- u. Baureglement) 
 
 besonnte Längsseite 

 
 
Die Erhöhung des Abstands gemäss Art. 63 ARzRPBG wird dem grossen Grenzab-
stand zugeschlagen 
 
 besonnte Längsseite 

 
 
Beispiel 

 besonnte Längsseite 

 
 

  

 

A   = kleiner Grenzabstand 
(5m/4m) 

B   = grosser Grenzabstand (7m) 
B   = A + 2 m 

 

B   = grosser Grenzabstand der 
        besonnten Längsseite (7 m) 
B1 = erhöhter Grenzabstand der                       

besonnten Längsseite 

 

B1 = (L : 3) + 2m 
B1 = (30m : 3) + 2m = 12m 



  40   

Anhang IIII    Grafische Darstellungen 

 Messweise der Gebäudehöhe 
 (Auszug aus dem ARzRPBG) 

 
 Art. 68 

 Gesamthöhe 

Die Gesamthöhe einer Baute wird nach folgendem 
Schema ermittelt: 
 

A) flaches Gelände (Abb. 19) 

 
 
Kein Bauteil darf die gleichlaufende Fläche zum gewachsenen Boden übersteigen, 
ausgenommen die Kamine, Belüftungen und technischen Aufbauten von geringer 
Bedeutung. 
 
B) geneigtes Gelände (Abb. 20, 21, 22) 

 
 
Liegt das talseits fertig gestaltete Gelände auf mehr als der Hälfte der entsprechen-
den Fassadenlänge unter dem gewachsenen Boden, so wird die Gesamthöhe ab 
dieser neuen Höhe GH1 ermittelt (Abb. 20, 22). 

 
  

GH =  Gesamthöhe 
NG =  natürliches Gelände 
FG =  fertig gestaltetes Gelände 
GF =  gleichlaufende Fläche 

zum natürlichen Gelände 
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Art. 69 

Höhe beim Schnittpunkt der Fassade und der Bedachung 

Diese Höhe h wird wie folgt ermittelt: 
 

a) für Schrägdächer durch den Schnittpunkt der Aussenflucht der traufseitigen 
Mauer und der Oberseite der Bedachung (Abb. 23): 
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Anhang IIIIIIII    Verzeichnis der geschützten Gebäude und  

 Wegkreuze 

 

 

 

 
VERZEICHNIS DER BAUKULTURGÜTER 

 

 
Gemeinde Plasselb (Sense) 
 
14.3.1995 

(ersetzt das Bauernhausinventar vom 17.8.1990) 

 
Verz. 
Nr. 

Gebäude Vers. 
Nr. 

Plan 
Folio 

Artikel Datierungen Ort Wert 

01 Ortsbild     ISOS: L 

02 Kirche 1 1 406 1814/1972  B 

03 Kapelle 14 1 71 1805 Neuhaus C 

04 Wegkreuze       

07 Brunnen       

        

1 Pfarrhaus 2 1 408 2. V. 19. Jh.  B 

2 Wirtshaus 11 1 363 E. 18. Jh./um 1970  C 

3 Bauernhaus 12 1 480 1786  A 

4 Speicher 13 1 480 1725  A 

5 Bauernhaus 28 1 338 A. 19. Jh. Weiermatt C 

6 Bauernhaus 29a 1 309 um 1800 Moos C 

7 Bauernhaus 33 1 473.474b M. 19. Jh. Weiermatt C 

8 Bauernhaus 36 1 233 um 1800 Fura C 

9 Bauernhaus 48 2 48 1799/1800 Tschüppleren C 

10 Bauernhaus 77 5 110 1729 Obere March C 

11 Bauernhaus 88 6 179 1753 Spittelvorsass C 

12 Ofenhaus 200 5 115b um 1800 Obere March C 

Plasselb-Neuhaus       

13 Speicher 2 1 54,52 M. 17. Jh.  B 

14 Wohnhaus 6 1 2 19. Jh.  C 

15 Bauernhaus 7/8 1 43.75 1692/18.Jh./1994  A 

16 Bauernhaus 10 1 79 1766  C 

 

  

   

  

 



  43   

Anhang IIIIIIIIIIII    Naturschutzzonen 

 

 

Grundeigentümerverbindlich 

 

Zone ZO 15 

Name Mösli 

Biotop Flachmoor, offene Wasserfläche mit Verlandungsvegetation 

Massnahme integraler Schutz, Pufferzonenausseidung 

Bedeutung kantonal 
 

Zone ZO 16 

Name Muschenegg 

Biotop Hochmoor 

Massnahme integraler Schutz, Schutz der Pufferzone (siehe RB 17) 

Bedeutung national 
 

Zone ZO 21 

Name Aergera Plasselb 

Biotop Flussaue 

Massnahme integraler Schutz, Regelung der Kiesausbeutung 

Bedeutung voraussichtlich national 
 

Behördenverbindlich 

 

Gebiet RA 17 

Name Schmutzes Schwyberg 

Biotop Kleinseggenriet, Birkhuhnhabitat 

Massnahme extensive Nutzung, Vermeiden von Beweidungstrittschäden 

Bedeutung regional 
 

Gebiet RA 18 

Name Gross Schwand 

Biotop Kleinseggenried 

Massnahme extensive Nutzung, keine Aufforstungen 

Bedeutung regional 
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Gebiet RA 19 

Name Untere Wusta 

Biotop Flachmoor 
Massnahme sehr extensive Nutzung (evtl. Streuenutzung) (Sicherung 

durch Bewirtschaftungsbeiträge) 
Bedeutung regional 

 

Gebiet RB 10 

Name Plasselbschlund 

Biotop Wildbach 

Massnahme Verbauungsprojekte abstimmen auf Naturschutzinteressen 

Bedeutung regional 
 

Gebiet RB 11 

Name Chlöwena 

Biotop Feuchtgebietskomplex 

Massnahme 
standortgemässe Nutzung, keine Aufforstungen und Ent-
wässerungen 

Bedeutung regional 
 

Gebiet RB 17 

Name Muschenegg 

Biotop Hochmoorumfeld bestehend aus Weiden und Wald 

Massnahme 
extensive Nutzung, welche auf Schutz des Hochmoors aus-
gerichtet ist 

Bedeutung regional 
 

Gebiet RB 22 

Name Philiponerwald 

Biotop Wald, Auerwildhabitat 

Massnahme 
Bewirtschaftung, Infrastruktur auf Schutz des Auerwilds 
ausgerichten, Wege sperren 

Bedeutung regional 
 
 
 
 
 
 
 
  



  45   

Anhang IVIVIVIV Verzeichnis der geschützten Bäume, Baumgrup-

pen und Baumreihen 

  Inventar 1990 
 
 
 

Strukturplan Zonenplan Landschaftsrichtplan 

1 Linde 5 Eiche 23 5 Ahorn 

2 Linde 6 3 Eschen 24 4 Eichen 

3 Linde 7 Eiche 25 2 Eichen 

4 Linde 8 2 Eschen 26 Linde 

  9 3 Pappeln 27 3 Eichen 

  10 2 Eichen 28 Linde 

  11 Pappel 29 Ahorn 

  12 Ahorn 30 2 Ahorn 

  13 Eiche 31 Ahorn 

  14 2 Pappeln 32 Ahorn 

  15 Linde 33 Ahorn 

34  16 Linde  Ahorn 

  17 Eiche   

  18 Linde   

  19 Linde   

  20 Nussbaum   

  21 Nussbaum   

  22 Pappel   
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Anhang VVVV Aufzuhebender Bereich des Detailbebauungs-

plans Birchi IIIIIIII    

 
 

 


